
   

editorial 

Die ‚Charta der deutschen Heimatvertriebenen‘ war 

fünf Jahre nach den Schlachten des Zweiten Welt-

kriegs ein einmaliges Dokument des Friedens und 

der Verständigung sowie der Vision eines gemeinsa-

men Europas: Sie „werden durch harte unermüdliche 

Arbeit teilnehmen am Wiederaufbau Deutschlands 

und Europas“. Die Charta stellte entsprechend ein 

„Aktionsprogramm“ (Alfred de Zayas) der Heimat-

vertriebenen dar: Dieses Dokument, das sie selbst als 

ihr Grundgesetz ansahen, sei die notwendige Voraus-

setzung zur Schaffung eines freien geeinten Europas. 

Und mit harter unermüdlicher Arbeit gingen die Hei-

matvertriebenen zu Werke, sahen hiermit die Vor-

aussetzungen einer gelungenen Integration in die 

bundesrepublikanische und europäische Gesellschaft. 

Jahrzehnte zahlten die Vertriebenen Beiträge in die 

deutsche Rentenkasse ein; umso unverständlicher ist 

es, daß die späteren Aussiedler gemäß dem Fremd-

rentengesetz nach wie vor erhebliche finanzielle Ein-

bußen erleiden.  

 

Vadim Derksen   Herbert Karl 
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Aktualität 
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Die Unterstützungserklä-

rung für diese PETITION 

steht auf Seite 9 zum Un-

terschreiben bereit. 
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Die Weltwirtschaftskrise 1929 in den Donauländern 

Teil 3: 

Diese Frage der Deckung des Getreidebedarfs der Industrieländer aus den europäischen Agrarstaaten kam auch vor die Herbst-
sitzung der Genfer Völkerbundsversammlung: Hier geriet die Meistbegünstigungsklausel „unter Anklage“ (Bariéty, in: Becker S. 
367). 
 
Im Laufe des Jahres 1930 besuchte der französische Handelsminister in der Regierung Tardieu, Pierre-Etienne Flandin, die 
Hauptstädte der Donauländer; er drängte danach in Paris und Genf auf die Errichtung eines Zollpräferenzsystems zwischen den 
Nachfolgestaaten Österreich-Ungarns, deren Wirtschaftsraum durch die Friedensverträge von 1919 zerstört wurden. 
 
Im März 1931 kam es in Rom zu einer Weltkonferenz über Weizenhandel; Frankreich war dabei durch André François-Poncet 
vertreten, Unterstaatssekretär in einer Regierung Laval (darin war Aristide Briand Außen-, Flandin Finanz- und André Tardieu 
Landwirtschaftsminister). Diese Konferenz brachte keinen Beschluß, denn man zeigte sich als unfähig, zwischen den Anhängern 
der Meistbegünstigungsklausel und denjenigen des Präferenzsystems zu entscheiden; es wurde den Parteien allerdings nahe-
gelegt, nach Lösungsmöglichkeiten zu suchen (Bariéty, in Becker S. 367). 
 
Ebenfalls im März 1931 „platzte die Bombe des deutsch-österreichischen Zollunionsplans“ (Bariéty, in: Becker, S. 367); dieses 
Zusammentreffen war kein Zufall: Während den angeführten Konferenzen hatte sich die Idee eines Wirtschaftsblocks der 
Nachfolgestaaten der Donaumonarchie herausgebildet, ein Plan der die Annäherung Österreichs und Ungarns an die Länder 
der Kleinen Entente erlaubte.  
 
In Berlin „wo man hierin zu Recht oder zu Unrecht ein Unternehmen sah, das Prag von langer Hand mit französischer Billigung 
vorbereitete“, befürchtete man die Sanierung Österreichs, sah dadurch die deutsch-österreichischen Spezialbeziehungen und 
die wirtschaftliche Durchdringung Südosteuropas gefährdet. So gesehen war der Zollunionsplan, im Kontext des Frühjahrs 
1931, eine deutsche Reaktion „zu dem in der Ausarbeitung befindlichen Projekt eines Blocks der Agrarstaaten im Donau-
raum“ (S. 368). 

(Fortsetzung folgt) 
 
Herbert Karl 

Angesichts der sich aktuell verschärfenden Weltwirtschaftskrise wollen wir einen Rückblick  

auf die Weltwirtschaftskrise (WWK) 1929 im Osten Europas werfen. 

Reiner Osbild: Fundamentalistische Wirtschaftspolitik, in: Nachdenken für Deutschland, 

2. Aufl., 2019, S 197ff. 

Eine Leseprobe (Teil 2) 

„Teil III: Fundamentalismus 

Fundamentalismus wird zuvörderst im religiösen Kontext vermutet; allerdings wurde das 

Konzept bislang noch kaum auf ökonomische Zusammenhang bezogen. Das mag überra-

schen, ist doch der Marxismus als historisch mächtige Alternative zur Marktwirtschaft 

durch und durch von einer deterministischen und praktisch fundamentalistischen Sicht der 

Geschichte gekennzeichnet. Diese wird verstanden als ein von sozialen und wirtschaftli-

chen Kräften getriebener Prozess, der notwendigerweise in der Befreiung der Arbeiterklas-

se und ihrer Machtübernahme im sozialistischen oder kommunistischen Staat mündet. 

Hingegen waren die aufkommenden westlichen Demokratien als Plattform konzipiert, die 

zum Finden und Umsetzen der besten Lösungen, für welches Problem auch immer, dienen 

sollten. Solch eine »Offene Gesellschaft« (nach Karl Popper) hat kein endgültiges oder übergeordnetes Ziel. Sie bezieht ihre 

Legitimation aus der schrittweisen Verbesserung konkreter Dinge.  

(Fortsetzung S. 5) 
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(Fortsetzung von S. 4) 

Sicherlich haben viele Probleme und viele Entscheidungen eine ethische Dimension und können nicht rein rational verstanden 

werden. Nur, was heißt »Ethik«? Der deutsche Soziologe Max Weber unterscheidet streng zwischen Verantwortungsethik und 

der Gesinnungsethik. In seiner berühmten Münchner Rede von 1919 »Politik als Beruf« beschrieb er das ganze aus Sicht eines 

politischen Entscheidungsträgers. Übernimmt er die Verantwortung für sowohl beabsichtigte wie auch nicht beabsichtigte Fol-

gen seines Handelns, so gilt er als Verantwortungsethiker. Wenn er aber getreu einer dominanten Regel- und Werteskala han-

delt, ohne die unbeabsichtigten Folgen seines Tuns zu verantworten, dann ist er in der Weber’schen Terminologie ein Gesin-

nungsethiker. 

Somit definieren wir im Folgenden die fundamentalistische Wirtschaftspolitik . . .  

(1) Auf der Ebene der Ziele ist es die Definition eines Zieles, einer Handlung oder einer Haltung als nicht verhandelbar, gut, not-

wendig, »alternativlos« (ein Wort, das Merkel inmitten der Eurokrise benutzte und das suggerieren sollte, es gebe keine Alter-

native zur Rettung Griechenlands). 

(2) Nicht-Beachtung von Interessenskonflikten, weder mit anderen Zielen, noch mit anderen Werten. Auch der Bruch gelten-

den Rechts fällt darunter. 

(3) Auf der Ebene der Instrumente: Nicht-Beachtung der direkten und indirekten Kosten sowie der Opportunitätskosten, die in 

Kauf genommen werden, um dieses große und einmalige Ziel zu erreichen. Oft werden alternative Lösungen für ein Problem 

gar nicht erst durchgerechnet. 

(4) Auf der Ebene der Akteure: Hoher Stellenwert der Verantwortlichkeit des eignen Landes, dessen Bewohner zu einer Art 

unbedingter und unbegrenzter Solidarität aufgerufen werden. Andere Akteure, etwa EU, IWF, oder UN werden als Lösungsträ-

ger nur halbherzig ins Kalkül gezogen . . . 

Der ehemalige deutsche Verfassungsrichter Paul Kirchhof kritisierte . . . , dass die Instabilität des Rechts schlimmer sei als die 

der Kapitalmärkte. Er erinnerte daran, dass auch die Regierung unter dem Recht stünde, nicht darüber. Oder wie es der frühere 

Papst Benedikt XVI. vor dem Bundestag formulierte »Nimm das Recht weg – was ist dann der Staat noch anderes als eine große 

Räuberbande«. 

Die Rolle der Europäischen 

Zentralbank hat sich eben-

falls verändert. Satzungsge-

mäß ist sie für Preisniveau-

stabilität zuständig. Heute 

allerding ist sie die letzte 

Zuflucht für Schuldner, eine 

»Bad Bank«, die alle mögli-

chen Schrottpapiere aus der 

Eurozone aufkauft. Die Inter-

essen der Sparer, die Alloka-

tionsfunktion des Zinses, und 

die Bedürfnisse einer altern-

den Gesellschaft werden auf 

dem Altar des Hier und Heu-

te geopfert . . .“ 
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Geschichte kontrovers 

 

Die Charta der deutschen Heimatvertriebenen. Eine historische Einordnung 

 

Unter dem Titel: „Die Charta von Stuttgart und der Ruf von Wiesbaden“ brachte die Sudetenpost vom 6. August 2020 einen fun-

dierten Beitrag, der u. a. die seinerzeitigen politischen Rahmenbedingungen durchleuchtet. 

Während die ‚Charta der deutschen Heimatvertriebenen‘ unter den Landsmannschaften hinlänglich bekannt sein dürfte, sind die 

politischen Begleitumstände heute sicherlich – auch durch die von liberal-sozialistischer Seite immer wieder entzündeten Petar-

den von politischen Nebelkerzen – nebulös. Diese notorische Gegnerschaft der politisch sich als liberal und progressiv gebenden 

Opposition war es auch zu verdanken, daß der 5. August nicht „zu einem eigenständigen Gedenktag an Flucht und Vertreibung“ 

gemacht wurde. 

Fünf Jahre nach Kriegsende war die Charta eine historisch einmalige Handreichung an die Vertreiberstaaten und deren Repräsen-

tanten: Wie weitsichtig die Väter der Charta waren, zeigte sich, daß diese visionär schon für »die Schaffung eines geeinten Euro-

pa« eintraten. 

Die Mehrzahl der Vertriebenen wohnte seinerzeit entwurzelt der Heimat noch in Notquartieren in einem vom Bomberkrieg zer-

störten Land. Im August-Kurier wurde schon darauf hingewiesen, daß die Vertreibung auch mit dem alliierten Ziel geplant wurde, 

um Deutschland durch innere Unruhen langfristig zu schwächen. 

In seinem Leitartikel „Klartext: Das höchste Maß an Brutalität“ in der erwähnten Ausgabe der Sudetenpost verwies Gernot Facius 

auf die Tatsache, daß die unter alliierter Kontrolle herausgegebenen Salzburger Nachrichten vom 6. Juli 1945 den geschäftsfüh-

renden Außenminister der Tschechei, Vlado Clementis, mit den Worten: „Keine Minderheit in der ČSR“ zitierten; der slowaki-

schen Kommunist 

„gab bekannt, dass bis zu zweieinhalb Millionen Deutsche und 600 000 Ungarn im Laufe der nächsten 18 Monate 

»ausgesiedelt« werden sollen. Seine Begründung: Das Minderheitenprinzip habe sich als eine schlechte Lösung des tsche-

choslowakischen Problems erwiesen. Damit wurde das spätere Ergebnis von Potsdam quasi vorweggenommen . . .  Die 

Vertreibung der Deutschen aus ihrer Heimat in Böhmen, Mähren und Schlesien, aber auch aus anderen Siedlungsgebieten 

im Osten und Südosten wurde von den Weltkriegssiegern als unabwendbare Tatsache angesehen, lange bevor sie sich zu 

Dritt an den Konferenztisch setzten“ (Gernot Facius). 

Die Briten erlagen bereits 1942 den „Einflüsterungen“ Eduard Beneš‘, der die Vertreibung der Deutschen anregte.  

„Winston Churchill befahl dann in seiner berüchtigten Unterhaus-Rede im Dezember 1944 »reinen Tisch« zu machen: »A 

clean sweep will be made«. Vertreibung sei »das befriedigendste und dauerhafteste Mittel« zum Frieden“ (Gernot Faci-

us). 

Zurück zur Charta: weniger bekannt ist, daß einen Tag vor deren Verabschiedung – am 4. August 1950 – sich in Wiesbaden Gene-

ral Lev Prchala, der Vertreter der demokratischen tschechischen Emigration, Rudolf Lodgman von Auen von der Sudetendeut-

schen Landsmannschaft, und die Bundestagsabgeordneten Richard Reitzner (SPD) und Hans Schütz (CSU) das »Wiesbadener Ab-

kommen« unterschrieben: „Beide Seiten wandten sich darin gegen jegliche Kollektivschuld- und Rachegedanken“. Prag reagierte 

äußerst heftig; dies beeindruckte den General im Exil nicht, auch wenn von Seiten der tschechischen Katholiken auf ihn stürmi-

scher Druck ausgeübt wurde. „Er fühlte sich verpflichtet, 

»die Sünden, die mein Volk gegenüber dem Nachbarvolk begangen hat, nicht nur zu bekennen, ich möchte mich bei mei-

nen sudetendeutschen Freunden dafür entschuldigen, besonders für das Unrecht, das wir Tschechen ihnen angetan ha-

ben.«“ (Sudetenpost) 

In Königstein bekannte sich Prchala 

1951 dazu, „jedem Menschen das 

Recht auf seine Heimat anzuerken-

nen“ (ebd.). 

Dieses letzte Zitat kann man unkom-

mentiert stehen lassen . . . 

Herbert Karl 
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Erinnern 

Die Wolgadeutschen 1920: Zwischen vermeintlicher Autonomie und Hungersnöten  

Teil 5 

 

Der geschickte Verhandlungsführer Trotzki „wollte von einem Anspruch der »Germanen« als Schutzmacht ihrer zwei Millionen Brüder und 

Schwestern nichts wissen“ (Dalos, S. 90f.). Ein Zusatzvertrag nahm sich der Zivilisten an: 

„Die zur Rückwanderung berechtigten Personen (. . .) sollen auf Antrag die Entlassung aus ihrem bisherigen Staatsverband erhalten. Auch soll 

ihr schriftlicher oder mündlicher Verkehr mit den diplomatischen und konsularischen Vertretern des Stammlandes in keiner Weise behindert 

oder erschwert werden“ (Art. 21 und 22 des Friedensvertrages). 

„(. . .) Die Rückwanderer (. . .) sollen durch Ausübung des Rückwanderungsrechts keinerlei vermögensrechtliche Nachteile erleiden. 

Sie sollen befugt sein, ihr Vermögen zu liquidieren und den Erlös sowie ihre sonstige bewegliche Habe mitzunehmen; ferner dürfen 

sie ihre Pachtverträge unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten kündigen, ohne dass der Verpächter wegen vorzeitiger Auflö-

sung des Pachtvertrages Schadensersatzansprüche geltend machen kann“ (Dalos, S. 91). 

Die Aufnahme diplomatischer Beziehungen ermöglichte die Arbeit einer deutschen Kommission, die sich um die Rückwanderung ins Deut-

sche Reich kümmern sollte. Deren Mandat sollte sich ausschließlich auf Einzelpersonen und Familien, die Rußland auf dem schnellsten Wege 

verlassen wollten oder mußten, beschränken. Es waren vorwiegend „Menschen, die um ihr Vermögen bangten oder die Befürchtung hegten, 

von den neunen Machthabern als »Burschuj«, als Angehörige der Bourgeoisie, abgestempelt und auch so behandelt zu werden“. Unter ande-

ren traf der Mühlenkönig Friedrich Schmidt aus Saratow schon bald in Berlin ein. 

Für die Verbliebenen war dieser Aderlaß von Unternehmer und Vermögen ein nicht mehr gut zu machender Verlust. Unter den Rückwande-

rern befand sich auch Pastor Johannes Schleuning, der bereits in der Zarenzeit deportiert worden war, weil er sich gegen die antideutsche 

Kampagne zur Wehr gesetzt hatte; der Saratower Sowjet hatte bereits seine Volkszeitung verboten.  

Aus der nach dem Friedensvertrag besetzten Teil der Ukraine verließen 120 000 Deutsche das Land, allerdings fand die Hälfte davon eine 

neue Heimat in Nord- und Südamerika (Dalos, S. 304, Anm. 14). 

(Fortsetzung folgt) 

Herbert Karl 

Ein Mahnmal für die Landeseinheit – am Mittelpunkt Tirols 

 
Das Tiroler Schützenwesen blickt auf Jahrhunderte einer stolzen Tradition der Landesverteidigung 
zurück, die 1918 mit dem Zerfall der Monarchie und der Zerreißung des Landes Tirol tragisch ende-
te. 

(http://suedtirol-info.at/) 



 8 

Klartext: Die Botschaft vom Leuchtturm 

von Gernot Facius 

Endlich, na endlich! Darauf haben viele Landsleute lange gewartet. Noch in diesem Jahr soll - die Beto-

nung liegt auf dem Wörtchen soll – in München das Sudetendeutsche Museum seine Pforten öffnen. Die 

bayerische Staatsregierung spricht von einem „Leuchtturmprojekt“. Ein großes, möglicherweise zu großes 

Wort. Andere, auch kleinere, Landsmannschaften haben nämlich bereits ihr Museum; die Vertriebenen aus 

Böhmen, Mähren und Sudeten-Schlesien sind im wahrsten Sinn des Wortes „Spätkommer“. Nun darf man 

gespannt auf die Botschaft sein, die von dem Projekt ausgeht, über das seit etwa zwei Jahrzehnten viel ge-

redet und geschrieben worden ist.  

Die Planer sehen in ihm ein wichtiges Hoffnungszeichen für das deutsch-tschechische Verhältnis. Die 

CSU-Postille „Bayernkurier“ titelte einst begeistert: „Ein Museum für die Freundschaft“. Die Frage ist nur: 

Wie werden in diesem Kontext Freundschaft und Hoffnung definiert? Es ist fürwahr kein Geheimnis mehr, 

dass sich bei vielen, vor allem älteren Landsleuten ein ungutes Gefühl einstellt: Soll das zig-Millionen teu-

re Projekt den endgültigen Abschied von einem Offenhalten der sudetendeutschen Problematik einläuten? 

Etwa nach dem Motto: Die haben jetzt ihr Museum, nun sollen sie doch endlich Ruhe geben und nichts 

mehr einfordern, was die neue bayerisch-tschechische Freundschaft belastet, und sie sollen auch nicht län-

ger lautstark die Fortexistenz der menschenrechtswidrigen Beneš-Dekrete thematisieren!  

Sollte das tatsächlich so sein, wäre mit dem so gelobten „Leuchtturm“-Vorhaben noch etwas anderes be-

zweckt: Es würde zugleich die Grabplatte über die politischen Versuche eines ehrlichen sudetendeutsch-

tschechischen Ausgleichs gelegt, der 31 Jahre nach Vaclav Havels samtener Revolution noch immer aus-

steht, aber weiter der Unterstützung durch das Schirmherrschaftsland Bayern bedarf. Könnte ein Verzicht 

auf einen solchen Ausgleich überhaupt im Interesse der von der Münchener Politik lautstark beschworenen 

„Freundschaft“ liegen? Wohl kaum.  

Wiederum zeigt es sich: Die Interessen der CSU-geführten bayerischen Staatsregierung und des „vierten 

bayerischen Stammes“ sind nicht unbedingt deckungsgleich – sie waren es im Übrigen noch nie. Die weiß-

blaue amtliche Betonung des „guten bis sehr guten“ bayerisch-tschechischen Verhältnisses muss Sudeten-

deutsche und andere Heimatvertriebene deshalb argwöhnisch machen. Das alles sollte im großen Gedenk-

jahr 2020, ein Dreivierteljahrhundert nach dem Beginn der Vertreibungswelle, bei aller Freude über das 

Museumsprojekt an der Isar nicht unter den Tisch gekehrt werden. 

(Dieser Leitartikel erschien in der September-Ausgabe der Sudetenpost) 
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C. S. aus Breslau: schrieb auf unserer fb-
Seite: „Man soll endlich an Zukunft den-
ken..... deutsche Schulen und Kitas in ganz 
Oberschlesien sind erforderlich“ 

Lesenswert und bemerkenswert! 

In seinen letzten beiden Ausgaben von 

2020 brachte der Preussen-Kurier (s.o.) die 

Trilogie „Manfred & Marek. Aspekte der 

schwierigen Nachbarschaft von Deut-

schen und Polen“ von Helmut Roewer 

Pressemeldung:  

Chinesisches Miltär in Namibia  

Die deutschsprachige Allgemeine Zeitung Namibia berichtet: 

11 September 2020 | Politik 

Peter Vilho in Erklärungsnot 
 

Windhoek (bw) - Im Parlament hat eine Frage der Opposition ob rund 

3500 chinesische Soldaten und ihre militärische Ausrüstung sich in der 

Gegend von Swakopmund oder Walvis Bay aufhalten, den Verteidi-

gungsminister Peter Vilho am Donnerstag in Erklärungsnot gebracht. 

Der LPM-Abgeordnete Henny Seibeb stellte die mündliche Frage und 

mündliche Fragen müssen sofort beantwortet werden. Minister Vilho 

ging sofort in die Defensive und antwortete, alle relevanten Dinge, die 

das Militär und Namibias Verteidigung betreffen, seien dem Parlament 

vorgelegt worden. „Alles andere ist vertraulich“, konterte Vilho mit ei-

nem ärgerlichen Blick in Richtung Seibeb. Dieser zeigte sich, unter-

stützt von seinem Parteigenossen Bernadus Swartbooi, unzufrieden 

mit der Antwort. Der Parlamentspräsident musste schlichten. 

 

https://www.az.com.na/nachrichten/peter-vilho-in-erklrungsnot-2020-09-11/ 


